
Bundessozialgericht
AZ»=‚5„BBB„_EÖÄQZm...—‚v

Verkündet am I m N a m e‘n d e s V 0 l k e s
27„August l97o

U r t e i l
Reg„Hauptsekretär
Schriftführer in dem Rechtsstreit

Kläger und Revisionsbeklagter,

Prozéßbevollmächtigter:
°°..o......‚.‚.‚...‚...„‚

g e g e n

Beklagte und Revisionsklägerin°

Der 5‚ Senat des Bundessozialgerichts hat auf die

mündliche Verhandlung vom 27° August 1970 durch

Bundesrichter Dr; w i t t e
— Vorsitzender —,

Bundesrichter S c h r 6 d e r ,
Bundesrichter B u r g e r ,
Bundessozialrichter S c h l e g e l und

Bdndessozialrichter M l a e l i s

_
für Recht erkannt:

c h

Die Sprungrevision der Beklagten gegen das Urteil

des Sozialgerichts Gelsenkirchen vom 7° November l967

wird zurückgewiesen°

Die Beklagte hat dem Kläger auch die außergerichtlichen

Kosten des Revisionsverfahrens zu erstatten°
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Der bei der früheren Ruhrknappschaft — Rechtsvorgängerin

der Beklagten — gegen Krankheit pflichtversicherte

“Kläger bezog vom 7° April 1965 ab Krankengeldo Infolge
eines Ablesefehlers wurden ihm für die Zeit vom.l„ Mai

bis zum 5, September 1965 insgesamt aaa-‚05 DMzuvil
ausgezahlt° Diesen Betrag hielt die Knappschaft an den

laufenden Krankengeldzahlungen für die Zeit vom 4„September

bis 5° November 1965 ein° Auf seine hiergegen erhobenen
. Einwendungen erteilte sie ihm einen mit Rechtsmittelbe-

lehrung versehenen Bescheid, mit dem sie eine Auszahlung

der einbehaltenen Bcträge unter Hinweis auf die vorherige
Überzahlung ablehnte° Der Widerspruch des Klägers wurde

zurückgewiesen° '

Das Sozialgericht (SG) Gelsenkirchen hat — dem Antrag
des Klägers entsprechend — die angefochtenen Bescheide

aufgehoben und die Knappschaft zur Zahlung von 544,05 DM

verurteilto Aus dem Fehlen einer besonderen Regelung über

zu Unrecht gezahltes Krankengeld könne nicht der

Schluß gezogen werden, daß ein Rückforderungsrecht

auf jeden Fall besteheo Vielmehr sei hier auf die ein—

schränkende retenrechtliche Regelung des 5‘l301 der Reichsm

versicherungsordnung (RVG) entsprechend anzuwenden, Auch

im Recht der Krankenversicherung dürfe der Versicherte

auf die Rechtmäßigkeit des Verwaltungshandelns des Ver—

sicherungsträgers vertrauen und werde geschützt, wenn

er sich dementsprechend einrichte° Im vorliegenden Fall

sei die Überzahlung allein durch das fehlerhafte Ver—

halten der Knappschaft eingetreten° Auch habe der Kläger

die Überzahlung nicht erkennen können° Bei dieser Sach—
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\

lage müsse aus dem Grundsatz des % 1501 RVO ein Rückforderungs—

anspruch verneint werden„ Da nur mit einer vollwirksamen Forde—

rung aufgerechnet werden könne, habe der Kläger Anspruch auf

das ungekürzte Krankengeld für die Zeit vom 4° September

bis 5„ November 1965„ Die Knappschaft sei daher verpflichtet,

den daran einbehaltenen Betrag von 544‚05 DM dem Kläger aus—

zuzahlen° Das SG hat die Berufung zugelassene

Mit der im Einverständnis des Klägers eingelegten Sprungre—

vision wendet sich die Beklagte gegen die entsprechende An—

wendung der sich aus 5 1501 RVO ergebenden Grundsätze in
_

_
der Krankenversicherung„ Nach 5 225 AbSO 2 Nr. 4 BVG dürften die

Ansprüche des Berechtigten auf zu Unrecht gezahlte Kassen—
leistungen aufgerechnet werden„ Dwzu gehörten auch Beträge,

die infolge eines geschäftlichen Versehens eines Kassenor—

gene oder Kassenangestellten ohne rechtlichen Grund gezahlt

wurden„ Die allgemeinen Voraussetzungen der Aufrechnung

— Gleichartigkeit‚ Gegenseitigkeit und Fälligkeit der For—

derung —’seien im vorliegenden Fall erfüllt, die Aufrechnung

daher rechtmäßig° Ein Rückgriff auf entsprechende Vorschrif—

ten der Rentenversicherung sei hier nicht angebracht, zumal

hinsichtlich der Umstände der Leistungsgewährung zwischen

der Rentenversicherung und der Krankenversicherung ein er—
heblicher Unterschied bestehe‚ der eine entsprechende An-
wendung der Vorschriften über die Rückforderung überzahlter

Leistungen verbiete° Uähnnd nämlich die Leistungen der Ren—

tenversicherungsträger nach eingehender—Prüfung der Anspruchs—

berechtigung durch förmlichen Bescheid gewährt würden, er—
folge die Leistungsgewährung der Krankenversicherung im

Kassenraum ohne Förmlichkeit "über den Tisch hinweg"a Die
Eeistung werde hier, wie auch der Versicherte aus den Um—

ständen erkennen müsse, unter dem Vorbehalt späterer, ger
nauer Überprüfung gewährt; sie sei daher auch kein Ver—
waltungsakt„ Rückforderung und Aufrechnung stellten im

vorliegenden Fall auch keinen Verstoß gegen Treu und Glau—

ben dar° ' . _ .. .. .Dle Berichtigung der Leistungshohe sei unverzuglich
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nach Aufdeckung des Ablesefehlers erfolgt, Insgesamt habe

der Kläger alles erhalten, was ihm an Krankengeld für die

Zeit seiner Arbeitsunfähigkeit vom 6° April bis zum 4° No—

vember 1965 zustehe; eine weitergehende Forderung stehe

ihm daher nicht zu°

‘Die Beklagte beantragt,

das angefochtene Urteil aufzuheben und die

Klage abzuweisen„;'

Der Kläger beantragt,

die Revision zurückzuweisen°

Er hält das angefochtene Urteil für richtig° Zwar habe die

Knappschaft, nachdem sie zunächst ihrer Verpflichtung in

richtiger Höhe nachgekommen sei, unstreitig wegen der Ab—

lesefehler an sieben Zahltagen den Betrag von insgesamt

344,05 DM zuviel gezahlt° Der Rückforderungsanspruch und

damit die Aufrechnung seien aber nach Treu und Glauben

ausgeschlossen„ Das Krankengeld diene der Existenzsiche—

rung und werde sofort verbraucht° Deshalb ven$oße eine

spätere Rückforderung bei eindeutigem Verschulden des Vers

sicherungsträgers gegen Treu und Glaubeno

II

Die Sprungrevision ist nach 5 161 Abs° 1 Sozialgerichts—

gesetz (SGG) statthaft, weil das SG die an sich nach € 1HH
Nr° 2 SGG nicht zulässige Berufung gemäß 5 150 Nr° 1 SGG

zugelassen und der Kläger eingewilligt hat,

Die Revision ist jedoch nicht begründet° Das SG hat die

Knappschaft zu Recht zur Zahlung des an den Krankengeld—
zahlungen für die Zeit vom 4„ September bis zum 5„ November

1965 einbehaltenen Betrages von 544,05 DM verurteilt, weil

diese Einbehaltung rechtswidrig ware
I
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Die Beklagte geht zu Unrecht davon aus, die Einbehaltung

des überzahlten Betrages rechtfertige sich bereits aus
5 225 Abs, 2 EVO, der die Aufrechnung von Ansprüchen des

Berechtigten "auf zu Unrecht gezahlte Kassenleistungen"

zuläßt° Da eine AufreChnung stets eine Forderung voraus—
setzt, müßte es dort richtiger heißen: "auf Rückforderungs—

ansprüche aus zu Unrecht gezahlten Kassenleistungen". Die

genannte Vorschrift begründet keinen solchen Anspruch der

Kasse, sondern bietet nur — dem Umfang nach durch Abs° 5

beschränkt — einen Weg zu ihrer Realisierungo Richtig ist

allerdings, daß die Knappschaft ihre Fehlberechnung nach

Entdeckung des Fehlers berichtigen durfte, und zwar sowohl

deshalb, weil die "schlichte" Gewährung des Krenkengeldes

"am Schalter" keinen der Bindungswirkung nach 5 77 SGG fähigen

Verwaltungsakt darstellt (vgl° BSG 25, 280), als auch deshalb,

weil es sich um die im Rahmen des 5 138 SGG zulässige Be—

richtigung eines Ablesefehlers handelt (vgl° BBG 15, 96)°

Die sich hie1nad1ergebende Überzahlung ist also sachlich

wie förmlich eine zu Unrecht gezahlte Leistung° Eine solche

Leistung kann aber nur zurückgefordert werden, soweit dem
keine gesetzlichen Vorschriften oder allgemeinen Rechts-

örundsätze entgegenstehen° Eine besondere Vorschrift über

die Rückforderung überzahlter Leistungen gibt es für das

Gebiet der gesetzlichen Krankenversicherung nicht„ Doch

gilt auch hier der Grundsatz von Treu und Glauben, insbe—

sondere unter dem Gesichtspunkt des Vertrauensschutzes° Im

Recht der Rentenversicherung ist dieser Grundsatz in der.

seit dem l° Juli 1965 geltenden Fassung des 5 1501 EVO
(% 95 Abs° 2 des Reichsknappschaftsgesetzes —RKG—)kon—
kretisiert worden; wie der Senat bereits in einer früheren

Entscheidung (BSG 23, 259, 262) ausgesprochen hat, handelt

es sich dabei um die authentische Interpretation dessen, was

im wesentlichen auch vorher schon durch entsprechende

Anwendung des 5 242 Bürgerliches Gesetzbuch (BGB) Rechtens

war° Auf dem G bist der Krankenversicherung hatte bereits
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das Reichsversicherungsamt unter dem Gesichtspunkt von Treu

und Glauben entschieden, daß ein Versicherter, der ohne

sein Verschulden zu Unrecht Barleistungen (Krankengeld)

erhalten hat, zur Rückgewähr nicht verpflichtet ist so—
weit er die Bereicherung gutgläubig verbraucht hat (GE

5555, AN 1944, 105)° Eine entsprechende Auffassung hat
auch das Bundesarbeitsgericht in seiner Entscheidung Vom

5„ März 1968 — 1 AZR 229/67 — vertreten°

Die Einwendungen der Bcklagtcn gegenüber einer Einschränkung

des Rechts auf Rückforderung überzahlter Leistungen greifen

demgegenüber nach Ansicht des Senats nicht durch° Der be«

sonderen Situation des Krankenversicherüngsträgers bei

_
der Leistungsgewährung — sofortige Leistung “über den Tisch

hinweg" ohne die Möglichkeit sorgfältiger Prüfung — wird

bereits dadurch Rechnung getragen, daß er an diese “schlicht”

gewährten Leistungen nicht gebunden ist (vgl° BSG 25, 280),

Der Empfänger von Leistungen der Krankenversicherung kann

sich nicht wie der Rentenempfänger darauf verlassen, daß

ihm die Leistunge bis zu einer Änderung der Verhältnisse
weitérgewährt wird; ein so ueitgehender Vertrauensschutz

wäre nach Umständen und Form der Leistungsgewährung nicht

gerechtfertigt° Dagegen kann ihm der Schutz des Vertrauens

darauf, redlich empfangene Kassenleistungen ohne Besorgnis

einer Rückzahlungsverpflichtung verbrauchen zu dürfen, grund”
sätzlich nicht versagt werden° Insoweit ist es auch bei Ab»

.wägung der beiderseitigen Interessenlage dem Versicherungen

träger zuzumuten, die Folgen von in seinem Verantwortungs—

bereich aufgetretenen Fehlern zu tragen°

Nach 5 1501 RVG (% 95 Abs° 2 EKG) darf der Versicherungs—
träger der Rentenversicherung eine Leistung nur zurückfor—

dern, wenn ihn für die Überzahlung kein Verschulden trifft,

und nur insoweit der Leistungsempfänger bei Empfang wußte

oder wissen mußte, daß ihm die Leistung nicht oder nicht in

der gewährten Höhe zustand, und soweit die Rückforderung wem
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gen der wirtschaftlichen Lage des Empfängers vertretbar ists

Ob eine so’weitgehende"Einschränkung des Rückforderungsrechts

auch bei überzahlten Leistungen aus der Krankenversiche—

“rung? geboten ist, kann allerdings zweifelhaft erschei—

nen° Die Frage‚ ob 5 1301 RVO hier vollinhaltlich entsprecha■

anzuwenden ist‚ braucht aber im vorliegenden Fall nicht

entschieden zu werden° Die Überzahlung beruht hier aus—

.schließlich auf einem Verschulden im Bereich des Ver—

sicherungsträgers und der Kläger konnte, wie das SG fest—

gestellt hat, die Überzahlung beim Leistungsempfang auch

nicht erkennen° Auch handelte es sich nicht um eine so er»

hebliche Überzahlung‚ daß sie eine fortdauernde Bereiche—

rung des Klägers bewirkt haben könnte° Schließlich hat
sich auch die Überzahlung auf sieben Zahltermine in vier

Monaten erstreckt, bevor die Knappschaft den Fehler ent»

deckte und richtigstellteo Bei dieser Sachlage muß je—
denfalls das Vertrauen des Klägers auf die Rechtmäßigkeit

der empfangenen Leistung als schutzwürdig und die Rück—

forderung als Treu und Glauben nicht entsprechend enge—_
sehen werden„ War ahr die Rückforderung unzulässig, so

war auch die Einbehaltung des überzahlten Betrages an
den Leistungen für die Folgezeit rechtswidrig° Der Klä—

ger hat daher Anspruch auf diese ihm zu Unrecht vorent—
haltenen Leistungsteile° Daß er damit —

mas die Beklag—

te beanstandet —für die Dauer seiner Arbeitsunfähig;
keit insgesamt mehr erhält, als ihm bei richtiger Be-
rec‘nhng zugestanden hätte, hat seine rechtlich we—
'sentliche Ursache nicht in seinem Anspruch auf volle

Auszahlung des späteren Krankengeldes, sondern in der

von der Knappschaft verschuldeten und von ihr zu ver”
tretenen Überzahlung für die voraufgegangéne Zeit°

Die Revision war daher zurückzuweisen°

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 8 -

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 195 SGG°

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

